
SPOTLIGHT GESUNDHEIT

Daten, Analysen, Perspektiven  |  Nr. 4, 2017

Psychotherapeuten 
Bedarf, Nachfrage, Angebot –  

Maßnahmen für eine bedarfsgerechte Verteilung

●● Die Praxen der Psychotherapeuten in Deutschland sind nicht bedarfsgerecht 

verteilt: Die Hälfte der Therapeuten praktiziert in Großstädten, wo jedoch nur 

ein Viertel der Bevölkerung lebt

●● Die derzeit geltende Bedarfsplanung unterschätzt den Psychotherapiebedarf 

von Älteren massiv

●● Alter, Geschlecht, Bildungsniveau und Arbeitslosigkeit sind maßgebliche 

Faktoren für das Auftreten psychischer Störungen und sollten künftig in der 

Bedarfsplanung berücksichtigt werden 

●● Eine bundeseinheitliche Verhältniszahl führt in Kombination mit einem 

prävalenzadjustierten Bedarfsindex zu einer bedarfsgerechteren und regional 

ausgewogeneren Verteilung der Psychotherapeutensitze
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I
m Vergleich mit vielen Nachbarländern ist die 
psychotherapeutische Versorgung in Deutsch-
land gut. Beispielsweise konzentrieren sich 

die psychotherapeutischen Angebote in Österreich 
oder Großbritannien weitgehend auf die großen 
Städte – in Deutschland befinden sich immerhin 
die Hälfte der Praxen nicht in Großstädten. Wäh-
rend Psychotherapie hierzulande eine Kassen-
leistung ist, müssen in vielen europäischen Län-
dern Patienten ihre Therapie aus eigener Tasche 
bezahlen. Wartezeiten auf einen Therapieplatz 
sind allerdings auch in Deutschland ein Problem. 
Nach Auskunft der Psychotherapeutenkammern 
erhalten Patienten im Durchschnitt erst nach drei 
Monaten einen Termin für ein psychotherapeuti-
sches Erstgespräch. In über 30 Prozent der Fälle 
warten sie sogar noch länger. Ein weiteres Manko: 
Die Hälfte der Psychotherapeuten praktiziert in 
Großstädten – wo aber nur ein Viertel der Bevöl-
kerung lebt. 

Um dieser Situation zu begegnen, hat der  
Gesetzgeber im Versorgungsstärkungsgesetz (VSG) 
von 2015 den Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) beauftragt, die Bedarfsplanung zu über- 
arbeiten. Bis zum 1. Januar 2017 sollte eine bedarfs- 
gerechtere Versorgung ermöglicht werden – beson- 
ders in Bezug auf die psychotherapeutische Versor-
gung. Hierzu hat der Gesetzgeber dem G-BA kon-
krete Vorgaben gemacht: Er soll unter Berücksich-
tigung der Möglichkeit einer kleinräumigeren 
Planung die Verhältniszahlen überprüfen und dabei 
die demographische Entwicklung sowie die Morbi-
ditäts- und Sozialstruktur berücksichtigen. Die 
Umsetzung dieses Auftrags steht indes noch aus.

In der gemeinsam von der Bertelsmann Stif-
tung und der Bundespsychotherapeutenkammer 
(BPtK) in Auftrag gegebenen Studie „Faktencheck 
Psychotherapeuten“ hat das IGES Institut unter-
sucht, wie sich die verschiedenen Maßnahmen auf 
die regionale Verteilung der Psychotherapeuten-
sitze auswirken. Außerdem wurde ermittelt, wel-
che Indikatoren für eine bedarfsgerechte psycho-
therapeutische Versorgung relevant sind. Dazu hat 
Prof. Dr. Frank Jacobi (Psychologische Hochschule 
Berlin) auch epidemiologische Daten aus dem 

 
Bedarfsplanung  

in der Kritik

Mit dem Inkrafttreten des Psychotherapeuten-

gesetzes am 1. Januar 1999 konnten Psycho-

therapeuten erstmals eine Zulassung zur ver-

tragsärztlichen Versorgung (Kassenzulassung) 

beantragen. Sie wurden dadurch in die ambu-

lante Bedarfsplanung einbezogen. Als Grundlage 

für die Bedarfsplanung wurden alle Psycholo-

gischen Psychotherapeuten sowie Kinder- und 

Jugendlichenpsychotherapeuten erfasst, die bis 

zum 31.8.1999 rechtswirksam zugelassen waren. 

Nicht alle Psychotherapeuten, die vor Inkraft-

treten des Psychotherapeutengesetzes schon 

tätig waren, konnten jedoch innerhalb eines hal-

ben Jahres rechtskräftig zugelassen werden. 

Zum Stichtag 31.8.1999 befanden sich noch über 

5.000 Anträge auf Zulassung im Genehmigungs-

verfahren. Somit spiegelt nach Einschätzung 

der BPtK die Grundlage der Bedarfsplanung die 

ambulante psychotherapeutische Versorgungs- 

situation vor der Einführung des Psychothera-

peutengesetzes 1999 nicht adäquat wider.

Darüber hinaus wird für die Arztgruppe der 

Psychotherapeuten das der Bedarfsplanung 

zugrunde liegende Verhältnis „Psychotherapeut 

je 100.000 Einwohner“ auf Basis der gesamt-

deutschen Zahlen ermittelt und nicht, wie für  

die anderen Facharztgruppen, nur auf Grundlage 

der Verhältnisse in Westdeutschland. In den ost-

deutschen  Bundesländern war die ambulante 

psychotherapeutische Versorgung jedoch 1999 

noch im Aufbau und von daher als Maßstab für 

die weitere Planung nur bedingt geeignet. Auch 

darin sieht die BPtK eine strukturelle Verzerrung 

der Bedarfsplanung bei Psychotherapeuten.
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Gesundheitssurvey des Robert-Koch-Instituts 
(RKI) ausgewertet. Die regionale Verbreitung psy-
chischer Störungen lieferte ihm Anhaltspunkte für 
eine bedarfsgerechtere Planung von Psychothera-
peutensitzen. 

Instrumente der Bedarfsplanung

Die Studie hat die Effekte von Modifikationen 
innerhalb der bestehenden Bedarfsplanung 
geprüft. Sie hat folgende Vorschläge untersucht, 
die unterschiedliche Akteure in die Diskussion 
eingebracht haben: 
1.	 BPtK: Verschiebung des Stichtags für die 

Bedarfsplanung auf den 31.12.2004 in Verbin-
dung mit der Eingrenzung der Berechnungs-
grundlage für die bedarfsgerechte Gesamtzahl 
der Psychotherapeuten auf Westdeutschland

2.	 Gesetzgeber: Kleinräumige Bedarfsplanung 
(nicht auf Kreis-, sondern auf Gemeindeebene)

3.	 Bertelsmann Stiftung: Einführung einer bun-
deseinheitlichen Verhältniszahl (statt regions-
typenspezifischer Verhältniszahlen)

Würde man den ersten Vorschlag umsetzen, 
könnte mit knapp 6.000 Psychotherapeutensitzen 
mehr geplant werden als in der derzeit geltenden 
Bedarfsplanung. Im Vergleich zum Status quo 
würde die Zahl der überversorgten Kreise (Versor-
gungsgrad: 140 Prozent und mehr) von derzeit gut 
4.400 auf rund 1.200 Sitze sinken. An der regional 
unausgewogenen Verteilung der Psychotherapeu-

tensitze würden diese Maßnahmen jedoch nichts 
ändern. Im Gegenteil: Verglichen mit der aktuel-
len Bedarfsplanung, würden sich noch mehr Psy-
chotherapeuten in den Großstädten konzentrieren 
(siehe Abbildung 1, Zeile 4). 

Das Gleiche gilt für die nach VSG zu prüfende 
kleinräumige Bedarfsplanung. Derzeit werden 
Psychotherapeutensitze auf Kreisebene geplant. 
Erfolgte die Planung wie bei den Hausärzten auf 
Gemeindeebene, würde dies an der regionalen 
Ungleichverteilung nichts ändern (siehe Abbil-
dung 1, Zeile 5). Das liegt vor allem daran, dass  
in der aktuellen Bedarfsplanung für Fachärzte je 
nach Regionstyp (z. B. Großstadt oder ländlicher 
Raum) unterschiedliche Verhältniszahlen gelten: 
Danach ist ein Psychotherapeut auf dem Land für 
fast doppelt so viele Einwohner (5.953) zuständig 
wie in der Großstadt (3.079). Nur die Einführung 
einer bundeseinheitlichen Verhältniszahl würde 
zu einer regional ausgewogenen Verteilung der 
Psychotherapeutensitze führen (siehe Abbildung 1, 
Zeile 6). 

Faktoren für Prävalenzunterschiede

Aber entspräche eine regionale Gleichverteilung 
auch dem psychotherapeutischen Versorgungs-
bedarf der Bevölkerung? Um dieser Frage nach-
zugehen, hat die Studie Daten aus dem Gesund-
heitssurvey (DEGS1-MH) des RKI ausgewertet. 
Ziel der Untersuchung war es, die Indikatoren aus 

n Großstadt     n Nebenzentrum     n Umgebung Großstadt     n weitere Umgebung Großstadt     n ländliche Region     n Ruhrgebiet 

Abbildung 1  |  Quelle: IGES auf Grundlage von Daten zur Bedarfsplanung, Faktencheck Psychotherapeuten 2016	

Stadt-Land-Verteilung Psychotherapeutensitze

1. Bevölkerung
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der soziodemographischen Bevölkerungsstatistik 
zu identifizieren, die signifikant mit der Verbrei-
tung psychischer Störungen (Prävalenz) korrelie-
ren. Als relevante Prädiktoren für die Prävalenz 
psychischer Störungen erwiesen sich die demo-
graphischen Faktoren Alter und Geschlecht sowie 
die sozioökonomischen Faktoren Bildung und 
Erwerbsstatus (siehe Abbildung 2).

Demographische Faktoren:  
Alter und Geschlecht

Die Prävalenz psychischer Störungen nimmt mit 
dem Alter ab: Bei Menschen über 65 Jahren ist  
die Verbreitung entsprechender Diagnosen –  
ausgenommen kognitive Einschränkungen und 
Multimorbiditäten – um ein Drittel geringer als 
bei den unter 65-Jährigen. Und sie halbiert sich 
sogar, wenn man sie nur mit der Gruppe der  
18- bis 34-Jährigen vergleicht (siehe Abbildung  2). 
Als mögliche Ursachen für die geringere Prävalenz 
im Alter werden diskutiert:
›› 	 der Wegfall einiger psychischer Belastungs- 

faktoren im Alter (z. B. beruflicher Verpflich-
tungen)

›› 	 die Zunahme von Gelassenheit und „Weisheit“ 
im Zusammenhang mit Widrigkeiten des 
Lebens

›› 	 die Verschiebung des Fokus’ auf somatische 
Krankheiten und Multimorbidität

Allerdings ist die epidemiologische Prävalenz im 
Alter deutlich höher, als die Inanspruchnahme 
psychotherapeutischer Angebote vermuten lässt. 
So weisen die Abrechnungsdaten, die auch dem 
Demographiefaktor der offiziellen Bedarfsplanung 
zugrunde liegen, eine siebenmal geringere Nach-
frage der über 65-Jährigen im Vergleich zu den 
jüngeren Altersgruppen aus. Wenn also die offi-
zielle Bedarfsplanung von der Inanspruchnahme 
auf den Bedarf schließt, so erscheint dies mit 
Blick auf die epidemiologischen Befunde zumin-
dest fragwürdig.

Ferner bestätigen die RKI-Daten die bereits 
bekannten Prävalenzunterschiede zwischen Män-
nern und Frauen: Das Risiko für eine psychische 
Erkrankung liegt bei Frauen fast doppelt so hoch 
wie bei Männern (siehe Abbildung 2).

Sozioökonomische Faktoren:  
Bildung und Erwerbsstatus

In Bezug auf die Bildung erweist sich vor allem 
das Fehlen eines Schulabschlusses als statistisch 
bedeutsamer Risikofaktor im Zusammenhang mit 
der Prävalenz psychischer Störungen (siehe Abbil-
dung 2). Allerdings waren Personen ohne Schul-
abschluss in der Stichprobe nur sehr gering ver-
treten (2,4 % der Gesamtstichprobe, N=67), so 
dass dieser Befund mit Vorbehalt zu interpretie-
ren ist. Wie lässt sich erklären, dass ein höherer 

Risikofaktoren für psychische Störungen 
Demographische Faktoren Sozioökonomische Faktoren

Lesebeispiel: Frauen haben ein 1,8-fach erhöhtes Risiko, an einer psychischen Störung zu erkranken. 
Abbildung 2  |  Quelle: IGES auf Basis von DEGS1-MH-Daten und INKAR-Daten	

Geschlecht Erwerbsstatus

Frauen arbeitslos

1,8 2,6

Männer nicht arbeitslos

1,0 1,0

Alter Schulabschluss

18 – 34 Jahre kein Schulabschluss

2,2 2,3

35 – 49 Jahre

1,6

Hauptschulabschluss

1,2

50 – 64 Jahre mittlere Reife

> 65 Jahre Hochschulreife

1,0 1,0

1,4 1,3
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Bildungsabschluss mit einem geringeren Erkran-
kungsrisiko einhergeht? Als Gründe werden dis-
kutiert: das mit höherem Bildungsgrad assoziierte 
günstigere Gesundheitsverhalten sowie die höhere 
Kompetenz, sich medizinische Hilfe eigenständig 
zu organisieren.

Neben der Bildung stellt der Erwerbsstatus 
einen relevanten Risikofaktor für psychische Stö-
rungen dar. Arbeitslose haben ein zweieinhalbfach 
erhöhtes Erkrankungsrisiko im Vergleich zu 
Erwerbstätigen (siehe Abbildung 2). Dies ent-
spricht nicht nur den Befunden vieler (auch längs- 
schnittlicher) Studien in diesem Gebiet. Auch  
die Routinedaten der Krankenkassen weisen bei 
arbeitslosen Menschen eine etwa doppelt so hohe 
Zahl psychischer Diagnosen auf wie bei Versicher-
ten, die in einem Beschäftigungsverhältnis ste-
hen. Das Fehlen einer (Tages-)Struktur und sozi-
aler bzw. zwischenmenschlicher Kontakte (u. a. 
positive Rückmeldungen) sowie der Mangel an 
Sinnhaftigkeit und materieller Sicherheit sind 
übliche Erklärungsansätze. 

Der neue Bedarfsindex

Auf Grundlage der statistischen Prävalenzanalyse  
und einer Übertragung der identifizierten Zusam-
menhänge auf die Ebene der Kreise und kreis-
freien Städte hat der Faktencheck einen modifi- 
zierten Bedarfsindex entwickelt. Dieser berück-
sichtigt – mit entsprechender Gewichtung – alle 
relevanten Faktoren: Alter, Geschlecht, Bildung 
und Erwerbsstatus sowie Einflüsse, die sich aus 
dem Regionstyp (z. B. Großstadt oder Land) erge-
ben. Im Unterschied zu dem im Faktencheck Ärz-
tedichte (2012 und 2015) eingesetzten Index sind 

2,650,1der Psychotherapeuten 
praktizieren in Großstädten

%
mal höher ist das Risiko, 
dass Arbeitslose an einer 
psychischen Störung 
erkranken – im Vergleich 
zu Erwerbstätigen

jedoch nur die für die psychischen Diagnosen 
relevanten Faktoren mit den entsprechenden  
statistischen Gewichten eingeflossen. 

Dieser prävalenzadjustierte Bedarfsindex 
erlaubt es, die regionale Prävalenzverteilung 
genauer zu untersuchen. Das Vorkommen psychi-
scher Störungen ist regional unterschiedlich aus-
geprägt (siehe Abbildung 3). Der Anteil derer, die 
unter einer psychischen Störung leiden, reicht je 
nach Kreis von 23,4 bis zu 31,8 Prozent. Das  

Link-Tipps: 

www.faktencheck- 
ärztedichte.de, 
www.faktencheck- 
psychotherapeuten.de
Auf unseren Websites finden 
Sie weitere Informationen, 
interaktive Karten und die 
Studien zum Download.

der Menschen leben  
in Großstädten

25,8%

Durchschnittliche geschätzte  

Prävalenz psychischer Störungen

Plankreise, Klasseneinteilung nach Quintilen  

der Prävalenzverteilung

n	 <25,2 %

n	 ≥ 25,2 % – 

	 < 25,8 %

n	 ≥ 25,8 % – 

	 < 26,4 %

n	 ≥ 26,4 % – 

	 < 29,0 %

n	 ≥ 29,0 %

Abbildung 3  |  Quelle:  
IGES auf Basis von DEGS1-MH-Daten  
und INKAR-Daten, Faktencheck 
Psychotherapeuten 2016	
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ten Sitze über die Kreistypen hinweg. Anders als 
bei der gegenwärtigen Versorgung (siehe Abbil-
dung 5, links) oder der aktuellen Bedarfsplanung 
(siehe Abbildung 5, Mitte) fielen die verbleibenden 
Unterschiede in der Versorgungsdichte wesent-
lich geringer aus und wären ausschließlich durch 
regionale Prävalenzunterschiede begründet (siehe 
Abbildung 5, rechts).

Ähnliche Zusammenhänge zeigen sich bei Zu- 
grundelegung des Vorschlags der BPtK zu einer 
alternativen Soll-Gesamtzahl (s. o.). Auf dieser 
Basis ergibt sich eine geringere einheitliche Ver-
hältniszahl von 3.988 Einwohnern je Psychothe-
rapeut und insofern eine insgesamt höhere Ver-
sorgungsdichte. Die starke Konzentration von 
Psychotherapeuten in den Großstädten bliebe aber 
– wie oben schon gezeigt – erhalten, sofern an 
den regionstypenspezifischen Verhältniszahlen 
festgehalten würde (siehe Abbildung 6, Mitte). 
Erst die Zugrundelegung einer bundeseinheitli-
chen Verhältniszahl löst dieses Ungleichgewicht 
auf. Berücksichtigt man ferner den Bedarfsindex 
für psychische Erkrankungen, werden die regio-
nalen Prävalenzunterschiede (siehe Abbildungen  
5 und 6, jeweils rechts) erkennbar – und zwar 
unabhängig davon, welche Soll-Gesamtzahl in der 
Versorgung vorausgesetzt wird. 

Spektrum der regionalen Prävalenzunterschiede 
erstreckt sich, gemessen am Bundesdurchschnitt, 
von minus 14,9 Prozent (Minderbedarf) bis zu plus 
15,6 Prozent (Mehrbedarf). Der anhand des präva-
lenzadjustierten Index‘ vorgenommene regionale 
Vergleich erfasst die Bedarfsunterschiede genauer 
und streut somit deutlich stärker als beim allge-
meinen Bedarfsindex (siehe Abbildung 4). Daraus 
lässt sich schließen, dass der prävalenzadjustierte 
Bedarfsindex die aus den Daten ableitbaren 
Bedarfsunterschiede präziser abbildet. Es handelt 
sich indes immer um eine Annäherung 

Prävalenzadjustierte Bedarfsplanung 

Auf Grundlage der regionalen Prävalenzvertei-
lung wurde abschließend untersucht, wie sich die 
Anwendung des Bedarfsindex‘ in Verbindung mit 
einer einheitlichen Verhältniszahl auf die Planung 
der Psychotherapeutensitze auswirkt. Legt man 
die Soll-Gesamtzahl der gegenwärtigen Bedarfs-
planung zugrunde, ergibt sich eine einheitliche 
Verhältniszahl von 5.419 Einwohnern je Psycho-
therapeut (bezogen auf einen Versorgungsgrad 
von 100 Prozent). Würde diese einheitliche Ver-
hältniszahl zugrunde gelegt und würden darüber 
hinaus die regionalen Bedarfsunterschiede nach 
dem prävalenzadjustierten Bedarfsindex für psy-
chische Erkrankungen berücksichtigt, käme es 
zu einer umfangreichen Umverteilung der Plan-
sitze von den Großstadtzentren ins Umland 
sowie in die ländlichen Regionen. Das Ergebnis 
wäre eine gleichmäßigere Verteilung der geplan-

Streuung der relativen Bedarfsunterscheide (Anteil der Kreise)

n	 prävalenzadjustierter Bedarfsindex nach  Weiterentwicklung in Bezug auf die psychotherapeutische Versorgung
n	Bedarfsindex nach fachgruppenübergreifendem Ansatz (2015)
Abbildung 4  |  Quelle: Faktencheck Psychotherapeuten 2016	

≥ –1 %  
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0 %

≥ –10 %  
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0 %

≥ –7 %  
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0 %
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Anzahl Psychotherapeuten je 100.000 Einwohner auf Basis der alternativen Gesamtzahl, 2015 (Plankreise)

Anzahl Psychotherapeuten je 100.000 Einwohner auf Basis der aktuellen Gesamtzahl, 2015 (Plankreise)

Status quo

Status quo

n <14 (43)	 n ≥14 – <16 (39) 
n ≥16 – <18 (58)	 n ≥18 – <20 (83)       
n ≥20 – <26 (63)	 n ≥26 (85)

n <14 (43)	 n ≥14 – <20 (180) 
n ≥20 – <26 (63)	 n ≥26 – <28 (7)       
n ≥28 – <34 (11)	 n ≥ 34 (67)

Offizielle Bedarfsplanung

Offizielle Bedarfsplanung 

n <14 (143)	 n ≥14 – <16 (32) 
n ≥16 – <18 (41)	 n ≥18 – <20 (98)       
n ≥20 – <26 (2)	 n ≥26 (55)

n <14 (0)	 n ≥14 – <20 (280) 
n ≥20 – <26 (34)	 n ≥26 – <28 (0)       
n ≥28 – <34 (0)	 n ≥ 34 (57)

Prävalenzadjustierter Bedarfsindex

Prävalenzadjustierter Bedarfsindex

n <14 (0)	 n ≥14 – <16 (0) 
n ≥16 – <18 (3)	 n ≥18 – <20 (229)       
n ≥20 – <26 (139)	 n ≥26 (0)

n <14 (0)	 n ≥14 – <20 (0) 
n ≥20 – <26 (89)	 n ≥26 – <28 (171)       
n ≥28 – <34 (111)	 n ≥ 34 (0)

Abbildung 5  |  Quelle: IGES auf Basis von DEGS1-MH-Daten und INKAR-Daten, Faktencheck Psychotherapeuten 2016	

Abbildung 6  |  Quelle: IGES auf Basis von DEGS1-MH-Daten und INKAR-Daten, Faktencheck Psychotherapeuten 2016	
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Handlungsempfehlungen

Bedarfsplanung reformieren

Die Bedarfsplanung der Psychotherapeutensitze ist derzeit in der  
Diskussion und soll von der Gemeinsamen Selbstverwaltung über- 
arbeitet werden. Neben konkreten Vorschlägen zur Modifikation der 
Berechnungsgrundlagen durch die BPtK stehen Überlegungen, für 
bestimmte Arztgruppen – darunter auch die Psychotherapeuten – auf 
regionstypenspezifische Verhältniszahlen zu verzichten und so eine 
ausgewogenere regionale Verteilung zu erreichen. Unsere Handlungs-
empfehlungen für die Reform der Bedarfsplanung:

Gewichtung des Faktors „Alter“ korrigieren

› Die Gewichtung des Faktors „Alter“ in der Bedarfsplanung der  
Psychotherapeuten sollte auf Basis der epidemiologischen Befunde 
überprüft werden. Die aufgrund der Inanspruchnahme festgestellte 
siebenfach geringere Nachfrage der über 65-Jährigen lässt sich  
nur zum Teil epidemiologisch erklären, da die Prävalenz bei Senioren  
nur um ein Drittel geringer ist als bei Jüngeren. 

Bundeseinheitliche Verhältniszahl für Psychotherapeuten

› Da sich zwischen dem Regionstyp und der Prävalenz psychischer  
Störungen kein statistisch signifikanter Zusammenhang nachweisen 
lässt, sind regionstypenspezifische Verhältniszahlen epidemiologisch 
nicht zu rechtfertigen. Mögliche Mitversorgungsbeziehungen  
zwischen Großstadt und Umgebungsregionen, die als Grund für die 
differenzierten Verhältniszahlen herangezogen werden, sollten nicht 
einfach pauschal vorausgesetzt, sondern durch Studien über Erreich-
barkeit und Patientenpräferenzen nachgewiesen werden. 

› Die Analogie zu anderen Facharztgruppen trägt nur bedingt, da die 
Wahrnehmung einer Psychotherapie in der Regel mit Sitzungen im 
Wochenrhythmus verbunden ist. Für die Planung der Psychotherapeu-
tensitze legt dies die Zugrundelegung einer bundeseinheitlichen Ver-
hältniszahl nahe, von der dann begründet abgewichen werden kann. 

Epidemiologische und soziodemographische Daten nutzen

› Der prävalenzadjustierte Bedarfsindex für psychische Erkrankungen, 
der die Faktoren Alter, Geschlecht, Bildung und Erwerbsstatus 
gewichtet nach ihrer Relevanz berücksichtigt, bildet die Bedarfs- 
unterschiede besser ab als alle bisherigen Instrumente der Bedarfs-
planung. Er sollte daher Eingang in die künftige Bedarfsplanung der 
Psychotherapeutensitze finden. 

› Die Nutzung sozio-demographischer Prädiktoren für die Bestimmung 
von Prävalenzunterschieden eröffnet auch die Möglichkeit, die Pla-
nung vom Status quo zu emanzipieren und Entwicklungen nicht nur 
der Demographie datenbasiert zu prognostizieren. Erstmals ließen 
sich so die Angebotsstrukturen wirklich planen, wie es der Begriff 
„Bedarfsplanung“ bisher nur suggeriert.

SPOTLIGHT GESUNDHEIT ist ein Impulspapier 
des Programms „Versorgung verbessern – Pati-
enten informieren“ der Bertelsmann Stiftung.  
Es erscheint in unregelmäßigen Abständen mehr-
mals pro Jahr und beschäftigt sich mit aktuel-
len Themen und Herausforderungen im Gesund-
heitswesen. Die Bertelsmann Stiftung setzt sich 
für ein Gesundheitssystem ein, das sich an den 
Bürgern orientiert. Mit ihren Projekten zielt sie 
auf eine konsequent am Bedarf ausgerichtete und 
hochwertige Versorgung sowie stabile finanzi-
elle Grundlagen. Patienten sollen durch verständ-
liche Informationen in ihrer Rolle gestärkt wer-
den. Im Projekt „Faktencheck Gesundheit“ des 
Programms wird mehrmals jährlich ein Versor-
gungsthema genauer beleuchtet. Der „Fakten-
check Gesundheit“ will dazu beitragen, dass die 
begrenzten Ressourcen sachgerechter verwendet 
werden und Gesundheitsleistungen sich stärker 
am tatsächlichen Bedarf der Patienten orientieren.

Weitere Informationen auf  

faktencheck-gesundheit.de
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